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KURZE BEGRÜNDUNG 

Zum Kontext des Vorschlags  

 

Als Grundlage für die folgenden Betrachtungen möchte der Verfasser zunächst einige Fakten 

und Zahlen in Erinnerung rufen:  

– Zurzeit sind zwei GVO-Kulturen für den Anbau in der EU zugelassen: der MON 810-Mais 

und die Amflora-Kartoffel. 

– Bei 17 GVO steht die Zulassung für den Anbau in der EU noch aus. 

– 2009 wurde MON 810-Mais in 5 Mitgliedstaaten auf einer Fläche von insgesamt 94 800 ha 

angebaut (Spanien, Tschechische Republik, Portugal, Rumänien und Slowakei), wobei 80 % der 

Anbauflächen in Spanien lagen (vor dem Ausstieg Deutschlands 2008 betrug die Anbaufläche 

107 700 ha).  

Die Amflora-Kartoffel wird zurzeit in 3 Mitgliedstaaten angebaut: in Schweden, Deutschland 

und der Tschechischen Republik.  

 

2009 bauten weltweit 14 Millionen Landwirte auf einer Fläche von 134 Mio. ha GVO an1, 

wobei die Anbaufläche in den Vereinigten Staaten 64 Mio. ha, in Brasilien und Argentinien 

jeweils mehr als 21 Mio. ha und in Ländern wie Kanada oder Indien mehr als 8 Mio. ha betrug.  

 

Diese Daten verdeutlichen, dass die Entscheidungsprozesse der EU im Bereich GVO 

festgefahren sind und es auf die ernsten Sorgen seitens der Landwirte und der Verbraucher 

eigentlich keine Antworten gibt.  

 

Ein wissenschaftlich fundierter Ansatz beim Umgang mit neuen Technologien  

 

Der Verfasser vertritt die Auffassung, dass die Feststellung der Sicherheit neuer Technologien 

auf zwei Grundsätzen fußen muss: der Einholung der solidesten wissenschaftlichen Gutachten 

und einem risikobasierten Ansatz. Wenn Entscheidungen über die Sicherheit neuer Methoden 

und Verfahren nicht auf dem soliden Fundament wissenschaftlicher Gutachten basieren, besteht 

für die Gesellschaft die Gefahr, dass bei Entscheidungen nicht die sicherheitstechnischen 

Überlegungen, sondern besonders weit verbreitete Überzeugungen maßgeblich sind. Belange 

wie sozioökonomische Fragen oder ethische Gründe sind kein Ersatz für wissenschaftlich 

fundierte sicherheitstechnische Entscheidungen. Es verdient Anerkennung, dass das in Europa 

geltende wissenschaftliche GVO-Zulassungsverfahren der Gemeinschaft durch den vorliegenden 

Vorschlag der Kommission nicht beeinträchtigt wird.  

 

Ziel des Vorschlags  

 

Im Vorschlag der Kommission ist vorgesehen, parallel zum umfassenden Rechtsrahmen für die 

Zulassung von Erzeugnissen, die aus genetisch veränderten Organismen (GVO) bestehen oder 

aus diesen hergestellt werden, „die Entscheidungsfindung [zu] vereinfachen“, „alle 

maßgeblichen Faktoren [zu] berücksichtigen“ und den Mitgliedstaaten „genug Flexibilität [zu 

bieten], um über den Anbau von GVO zu entscheiden, die bereits auf EU-Ebene zugelassen 

worden sind“. Während die juristischen Dienste des Rates und des Parlaments in Bezug auf die 

                                                 
1 Daten für Mais, Sojabohnen, Baumwolle und Raps  
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Rechtssicherheit, potenzielle Gefahren für den Binnenmarkt und die Vereinbarkeit mit den 

Verpflichtungen im Rahmen der WTO schwere Bedenken geäußert haben, ist der Verfasser nach 

Abwägung der vorgebrachten Argumente zu dem Schluss gelangt, dass der Vorschlag alles in 

allem den Zielsetzungen der Kommission gerecht wird und im Hinblick auf die festgefahrenen 

Entscheidungsprozesse im Zusammenhang mit GVO in der EU Raum für Entwicklungen bietet. 

  

Standpunkt  

 

Der Verfasser ist grundsätzlich der Auffassung, dass der Vorschlag der Kommission gegen die 

im Zusammenhang mit dem Binnenmarkt und der Einhaltung der WTO-Regeln geäußerten 

Bedenken verteidigt werden muss.  

Außerdem wurde die Forderung aufgenommen, den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und die 

Wahlfreiheit von Verbrauchern und Landwirten zu wahren. Dem Verfasser ging es auch darum, 

die Landwirte, die GVO-freie Kulturen anbauen möchten, besser zu schützen und mit dieser 

Flexibilität mehr Rechtssicherheit für die Mitgliedstaaten zu schaffen.  

 

Die Mitgliedstaaten sollten dazu verpflichtet werden, von Fall zu Fall zu entscheiden, ob sie von 

dieser neuen Befugnis Gebrauch machen möchten, damit die einschränkenden Maßnahmen 

immer nur für eine konkrete Kultur getroffen werden. Damit würde dem Umstand Rechnung 

getragen, dass mit den verschiedenen GVO für die einzelnen Regionen unterschiedliche 

Gefahren und Vorteile verbunden sind. Die GVO sollten also individuell geprüft werden, damit 

der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit von den Mitgliedstaaten wirklich gewahrt wird. 

 

Im Interesse der Wahlfreiheit muss – wie in den Schlussfolgerungen des Rates vom 4. Dezember 

2008 und der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 

9. Dezember 2010 (NAT/480 – CESE 1623/2010) bereits festgestellt wurde – dafür gesorgt 

werden, dass im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten tragfähige Koexistenz-Regelungen gelten 

und Anwendung finden. Dazu muss Artikel 26a der Richtlinie 2001/18/EG dahingehend 

geändert werden, dass das Recht der Landwirte, Nicht-GV-Kulturen anzubauen, und der 

Verbraucher, GVO-freie Erzeugnisse zu kaufen, gewahrt ist. Darüber hinaus vertritt der 

Verfasser die Ansicht, dass die Mitgliedstaaten zunächst in vollem Umfang die Flexibilität 

nutzen sollten, die ihnen nach Artikel 26a und gemäß den neuen Empfehlungen der Kommission 

zu Leitlinien für Koexistenz gewährt wird, bevor weitere Einschränkungen nach dem 

vorgeschlagenen Artikel 26b erlassen werden.  

 

Parallel zu den Koexistenz-Maßnahmen sowie um Landwirte, die Nicht-GV-Kulturen anbauen, 

vor wirtschaftlichen Einbußen infolge zufälliger GVO-Verunreinigungen ihrer Anbauflächen 

und ihres Saatguts zu schützen, fordert der Verfasser die Kommission darüber hinaus auf, einen 

Vorschlag auszuarbeiten, in dem – wie in den Schlussfolgerungen des Rates vom 4. Dezember 

2008 gefordert – auf dem niedrigsten, für alle Wirtschaftsteilnehmer praktikablen, 

angemessenen und zweckmäßigen Niveau die Kennzeichnungsschwellen für Spuren von GVO 

in herkömmlichem Saatgut festgelegt werden. 

 

Schließlich schlägt der Verfasser vor, die Rechtssicherheit für Landwirte im Rahmen des 

vorliegenden Vorschlags zu verbessern, wobei gleichzeitig sichergestellt werden muss, dass 

einschränkende Maßnahmen verhältnismäßig sind und alle notwendigen praktischen 

Maßnahmen getroffen werden, um die Wahlfreiheit von Landwirten und Verbrauchern zu 

gewährleisten. Damit dies erreicht wird, müssen die Mitgliedstaaten die Einschränkungen, die 
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sie in Anwendung der neuen diesbezüglichen Befugnis gemäß Artikel 26b der 

Richtlinie 2001/18/EG planen, mindestens drei Monate vor Beginn der Vegetationsperiode 

veröffentlichen und umsetzen, damit die Landwirte eine gewisse Planungssicherheit haben.  

 

Sofern die in dieser Stellungnahme zusätzlich vorgeschlagenen Sicherheitsvorkehrungen 

angenommen werden, ist der Verfasser bereit, den Vorschlag der Kommission zu 

unterstützen. 

 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung ersucht den federführenden 

Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende 

Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 2  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Im Rahmen dieser Rechtsvorschriften 

werden für den Anbau bestimmte GVO 

einer individuellen Risikobewertung 

unterzogen, bevor sie für das 

Inverkehrbringen auf dem Markt der Union 

zugelassen werden. Dieses 

Zulassungsverfahren soll sicherstellen, 

dass das Leben und die Gesundheit des 

Menschen, die Gesundheit und das 

Wohlergehen der Tiere, die Belange der 

Umwelt und die Interessen der 

Verbraucher in hohem Maße geschützt 

werden, und gleichzeitig das reibungslose 

Funktionieren des Binnenmarktes 

gewährleisten. 

(2) Im Rahmen dieser Rechtsvorschriften 

werden für den Anbau bestimmte GVO 

einer individuellen Risikobewertung 

unterzogen, bevor sie für das 

Inverkehrbringen auf dem Markt der Union 

zugelassen werden, wobei gemäß 

Anhang II der Richtlinie 2001/18/EG den 

direkten und indirekten, den sofortigen 

und den späteren sowie den kumulativen 

langfristigen Auswirkungen auf die 

Gesundheit des Menschen und die 

Umwelt Rechnung zu tragen ist. Dieses 

Zulassungsverfahren soll sicherstellen, 

dass das Leben und die Gesundheit des 

Menschen, die Gesundheit und das 

Wohlergehen der Tiere, die Belange der 

Umwelt und die Interessen der 

Verbraucher in hohem Maße geschützt 

werden, und gleichzeitig das reibungslose 

Funktionieren des Binnenmarktes 

gewährleisten. 
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Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 5  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Die Erfahrung hat gezeigt, dass der 

Anbau von GVO ein Thema ist, mit dem 

sich die Mitgliedstaaten – auf zentraler 

oder regionaler und lokaler Ebene – 

intensiver auseinandersetzen. Im 

Gegensatz zu Angelegenheiten im 

Zusammenhang mit dem Inverkehrbringen 

und Import von GVO, die weiterhin auf 

EU-Ebene geregelt werden sollten, wurde 

der Anbau von GVO als Thema mit 

ausgeprägter lokaler/regionaler Bedeutung 

anerkannt. Gemäß Artikel 2 Absatz 2 

AEUV sollte den Mitgliedstaaten daher die 

Möglichkeit eingeräumt werden, nach der 

rechtmäßigen Zulassung eines GVO auf 

dem Markt der EU Vorschriften für den 

tatsächlichen Anbau von GVO auf ihrem 

Hoheitsgebiet zu erlassen. 

(5) Die Erfahrung hat gezeigt, dass der 

Anbau von GVO ein Thema ist, mit dem 

sich die Mitgliedstaaten – auf zentraler 

oder regionaler und lokaler Ebene – 

intensiver auseinandersetzen. Im 

Gegensatz zu Angelegenheiten im 

Zusammenhang mit dem Inverkehrbringen 

und Import von GVO, die zur 

Gewährleistung des Funktionierens des 

Binnenmarkts weiterhin auf EU-Ebene 

geregelt werden sollten, wurde der Anbau 

von GVO als Thema mit ausgeprägter 

lokaler/regionaler/territorialer Bedeutung 

und einer besonderen Bedeutung im 

Hinblick auf die Selbstbestimmung der 

Mitgliedstaaten anerkannt. Gemäß 

Artikel 2 Absatz 2 AEUV sollte den 

Mitgliedstaaten daher die Möglichkeit 

eingeräumt werden, nach der rechtmäßigen 

Zulassung eines GVO auf dem Markt der 

EU bindende Rechtsvorschriften für den 

tatsächlichen Anbau von GVO auf ihrem 

Hoheitsgebiet zu erlassen. 

 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Vor diesem Hintergrund erscheint es 

angemessen, die EU-Rechtsvorschriften zu 

präzisieren, um den Mitgliedstaaten 

entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip 

mehr Freiheit bei der Entscheidung 

darüber zu gewähren, ob sie genetisch 

(6) Vor diesem Hintergrund erscheint es 

angemessen, die EU-Rechtsvorschriften zu 

präzisieren, um den Mitgliedstaaten 

entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip 

mehr Flexibilität bei der Entscheidung 

darüber zu gewähren, ob sie genetisch 
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veränderte Kulturen auf ihrem 

Hoheitsgebiet anbauen möchten, ohne das 

System der Union für die Zulassung von 

GVO zu ändern und unbeschadet der 

Maßnahmen, die die Mitgliedstaaten in 

Anwendung von Artikel 26a der Richtlinie 

2001/18/EG erlassen dürfen, um 

auszuschließen, dass GVO versehentlich in 

andere Erzeugnisse gelangen. 

veränderte Kulturen auf ihrem 

Hoheitsgebiet anbauen möchten, ohne das 

System der Union für die Zulassung von 

GVO zu ändern und parallel zu den 

Maßnahmen, die die Mitgliedstaaten in 

Anwendung des durch diese Richtlinie 

geänderten Artikels 26a der Richtlinie 

2001/18/EG erlassen müssen, um 

auszuschließen, dass GVO versehentlich in 

andere Erzeugnisse gelangen. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Den Mitgliedstaaten sollte daher 

gestattet werden, Maßnahmen zu erlassen, 

um den Anbau aller oder bestimmter GVO 

auf ihrem Hoheitsgebiet oder Teilen 

desselben zu beschränken oder zu 

untersagen, und diese Maßnahmen in allen 

Phasen der Zulassung bzw. 

Wiederzulassung der betreffenden GVO 

auf dem Markt bzw. ihrer Zurücknahme 

zu ändern, wie es ihnen zweckdienlich 

erscheint. Dasselbe sollte für genetisch 

veränderte Saatgutsorten und Arten von 

Pflanzenvermehrungsmaterial gelten, die 

gemäß den einschlägigen 

Rechtsvorschriften über das 

Inverkehrbringen von Saatgut und 

Pflanzenvermehrungsmaterial, 

insbesondere den Richtlinien 2002/53/EG 

und 2002/55/EG, in Verkehr gebracht 

werden. Die Maßnahmen sollten 

ausschließlich auf den Anbau von GVO 

Bezug nehmen, nicht aber auf den freien 

Verkehr mit und den Import von genetisch 

verändertem Saatgut und 

Pflanzenvermehrungsmaterial als 

Erzeugnis oder in Erzeugnissen sowie 

deren Ernteprodukten. Auch sollten sie 

nicht den Anbau nichtgenetisch veränderter 

Saatgutsorten und Arten von 

(7) Den Mitgliedstaaten sollte daher 

gestattet werden, Maßnahmen zu erlassen, 

um den Anbau bestimmter GVO, einer 

Gruppe von nach Sorten festgelegten 

GVO oder aller GVO auf ihrem 

Hoheitsgebiet oder Teilen desselben zu 

beschränken oder zu untersagen, sofern 

diese Maßnahmen zuvor Gegenstand einer 

Folgenabschätzung oder einer 

Konsultation der Öffentlichkeit waren, 

und mindestens zwölf Monate vor Beginn 

der Aussaat angenommen und allen 

betroffenen Wirtschaftsteilnehmern, 

einschließlich der Landwirte, öffentlich 

zugänglich gemacht wurden. Die 

Tatsache, dass diese Entscheidung den 

Mitgliedstaaten überlassen wird, steht in 

direktem Zusammenhang mit deren 

Souveränität im Bereich der 

Raumordnung und -entwicklung, der 

Flächennutzung und der notwendigen 

Bewahrung der Vielfalt der Ökosysteme. 

Dasselbe sollte für genetisch veränderte 

Saatgutsorten und Arten von 

Pflanzenvermehrungsmaterial gelten, die 

gemäß den einschlägigen 

Rechtsvorschriften über das 

Inverkehrbringen von Saatgut und 

Pflanzenvermehrungsmaterial, 
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Pflanzenvermehrungsmaterial berühren, in 

denen zufällige oder technisch nicht zu 

vermeidende Spuren von in der EU 

zugelassenen GVO festgestellt werden. 

insbesondere den Richtlinien 2002/53/EG 

und 2002/55/EG, in Verkehr gebracht 

werden. Die Maßnahmen sollten 

ausschließlich auf den Anbau von GVO 

Bezug nehmen, nicht aber auf den freien 

Verkehr mit und den Import von genetisch 

verändertem Saatgut und 

Pflanzenvermehrungsmaterial als 

Erzeugnis oder in Erzeugnissen sowie 

deren Ernteprodukten. Auch sollten sie 

nicht den Anbau nichtgenetisch veränderter 

Saatgutsorten und Arten von 

Pflanzenvermehrungsmaterial berühren, in 

denen zufällige oder technisch nicht zu 

vermeidende Spuren von in der EU 

zugelassenen GVO festgestellt werden. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 8 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Gemäß dem Rechtsrahmen für die 

Zulassung von GVO kann das für die EU 

festgelegte Schutzniveau betreffend die 

Gesundheit von Mensch und Tier sowie die 

Umwelt nicht von einem Mitgliedstaat 

geändert werden, und dies muss auch so 

bleiben. Die Mitgliedstaaten dürfen aber 

Maßnahmen erlassen, um den Anbau aller 

oder bestimmter GVO auf ihrem 

Hoheitsgebiet oder in Teilen desselben zu 

beschränken oder zu untersagen, indem sie 

sich auf andere Gründe stützen als 

diejenigen, die bereits von den 

harmonisierten EU-Vorschriften geregelt 

werden, die schon Verfahren vorschreiben, 

um den Risiken Rechnung zu tragen, die 

der Anbau von GVO für Gesundheit und 

Umwelt mit sich bringen könnte. Diese 

Maßnahmen sollten zudem mit den 

Verträgern vereinbar sein, insbesondere im 

Hinblick auf das 

Nichtdiskriminierungsprinzip betreffend 

inländische und ausländische Erzeugnisse 

(8) Gemäß dem Rechtsrahmen für die 

Zulassung von GVO kann das für die EU 

festgelegte Schutzniveau betreffend die 

Gesundheit von Mensch und Tier sowie die 

Umwelt nicht von einem Mitgliedstaat 

geändert werden, und dies muss auch so 

bleiben. Die Mitgliedstaaten dürfen aber 

Maßnahmen erlassen, um den Anbau 

bestimmter GVO, einer Gruppe von nach 

Sorten festgelegten GVO oder aller GVO 
auf ihrem Hoheitsgebiet oder in Teilen 

desselben zu beschränken oder zu 

untersagen, indem sie sich auf andere 

hinreichend gerechtfertigte Gründe des 

öffentlichen Interesses stützen als 

diejenigen, die bereits von den 

harmonisierten Vorschriften der Union 

geregelt werden, die schon Verfahren 

vorschreiben, um den Risiken Rechnung zu 

tragen, die der Anbau von GVO für 

Gesundheit und Umwelt mit sich bringen 

könnte. Der eindeutige Begriff des 

Risikomanagements, wie er in der 
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und Artikel 34 und 36 des Vertrags über 

die Funktionsweise der Europäischen 

Union sowie die einschlägigen 

internationalen Verpflichtungen der Union, 

insbesondere diejenigen auf der Ebene der 

Welthandelsorganisation. 

Verordnung (EG) Nr. 178/2002 festgelegt 

ist, könnte jedoch als Grundlage zur 

Rechtfertigung dieser Maßnahmen 

herangezogen werden. Diese Maßnahmen 

können begründet sein durch allgemeine 

politische Ziele wie etwa die folgenden:  

 – notwendige Erhaltung bestimmter Arten 

der Landwirtschaft wie biologischer 

Ackerbau oder Bewirtschaftungssysteme 

mit hohem Naturschutzwert sowie 

traditionelle Arten des Landbaus, 

 – Gründe im Zusammenhang mit dem 

Schutz der Vielfalt der 

landwirtschaftlichen Produktion, 

 – Schutz von GVO-freien Gebieten, sofern 

die geltenden Koexistenz-Maßnahmen 

keinen ausreichenden Schutz bieten, 

 – Undurchführbarkeit der Koexistenz 

aufgrund besonderer geografischer 

Gegebenheiten (z. B. kleine Inseln, 

Gebirge, Kleinstaaten), 

 – sozioökonomische Gründe wie etwa 

Schutz bestimmter Erzeugnisse der 

Berglandwirtschaft, Qualitätspolitik für 

Agrarerzeugnisse oder Gütezeichen,  

 – weiter gefasste umweltpolitische Ziele 

wie besondere Lebensräume, Ökosysteme, 

biologische Vielfalt, Auftreten von 

Resistenzen und Bewahrung von 

Landschaftselementen,  

 – Raumordnung oder 

Flächennutzungsplanung, 

 – andere legitime Gründe des öffentlichen 

Interesses oder im Hinblick auf 

öffentliche Anliegen, die hinreichend 

gerechtfertigt, verhältnismäßig und 

nichtdiskriminierend sind. 

 Diese Maßnahmen sollten zudem mit den 

Verträgern vereinbar sein, insbesondere im 

Hinblick auf das 

Nichtdiskriminierungsprinzip betreffend 

inländische und ausländische Erzeugnisse, 

den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
und Artikel 34 und 36 des Vertrags über 
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die Funktionsweise der Europäischen 

Union sowie die einschlägigen 

internationalen Verpflichtungen der Union, 

insbesondere diejenigen auf der Ebene der 

Welthandelsorganisation. Diese 

Maßnahmen sollten auch sicherstellen, 

dass die Wahlfreiheit für Landwirte und 

Verbraucher gebührend geachtet wird.  

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 9 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Der Zweck der vorliegenden 

Verordnung besteht nicht darin, auf der 

Grundlage des Subsidiaritätsprinzips die 

Anbaubedingungen in den Mitgliedstaaten 

zu harmonisieren, sondern ihnen die 

Freiheit zu gewähren, sich auf andere 

Gründe als die wissenschaftliche 

Bewertung von Gesundheits- und 

Umweltrisiken zu stützen, um den Anbau 

von GVO auf ihrem Hoheitsgebiet zu 

untersagen. Darüber hinaus würde einem 

der Zwecke der Richtlinie 98/34/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 22. Juni 1998 über ein 

Informationsverfahren auf dem Gebiet der 

Normen und technischen Vorschriften, 

derzufolge die Kommission erwägen kann, 

auf EU-Ebene verbindliche Rechtsakte zu 

erlassen, mit der systematischen 

Notifizierung der von den Mitgliedstaaten 

gemäß dieser Richtlinie erlassenen 

Maßnahmen nicht genügt. Da sich die 

gemäß der vorliegenden Verordnung 

zulässigen Maßnahmen der Mitgliedstaaten 

ferner nicht auf das Inverkehrbringen von 

GVO beziehen dürfen und damit die 

Bedingungen für das Inverkehrbringen von 

gemäß den bestehenden Rechtsvorschriften 

zugelassenen GVO unverändert bleiben, ist 

das Notifizierungssystem gemäß der 

Richtlinie 98/34/EG nicht als der am 

(9) Der Zweck der vorliegenden 

Verordnung besteht nicht darin, auf der 

Grundlage des Subsidiaritätsprinzips die 

Anbaubedingungen in den Mitgliedstaaten 

zu harmonisieren, sondern ihnen die 

Flexibilität zu gewähren, sich auf andere 

hinreichend gerechtfertigte Gründe des 

öffentlichen Interesses als diejenigen zu 

stützen, die sich aus der gemäß Teil C der 

Richtlinie 2001/18/EG durchgeführten 

wissenschaftlichen Bewertung von 

Gesundheits- und Umweltrisiken ergeben, 

wie etwa die in Erwägungsgrund 8 der 

vorliegenden Verordnung genannten 

Gründe, um den Anbau von GVO auf 

ihrem Hoheitsgebiet oder Teilen desselben 

zu beschränken oder zu untersagen, um 

die Entscheidungsfindung in der Union 

zum Thema GVO zu erleichtern. Darüber 

hinaus würde einem der Zwecke der 

Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 22. Juni 

1998 über ein Informationsverfahren auf 

dem Gebiet der Normen und technischen 

Vorschriften, derzufolge die Kommission 

erwägen kann, auf EU-Ebene verbindliche 

Rechtsakte zu erlassen, mit der 

systematischen Notifizierung der von den 

Mitgliedstaaten gemäß dieser Richtlinie 

erlassenen Maßnahmen nicht genügt. Da 

sich die gemäß der vorliegenden 
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besten geeignete Informationskanal für die 

Kommission anzusehen. Daher sollte 

abweichend die Richtlinie 98/34/EG nicht 

zur Anwendung kommen. Ein einfacheres 

System für die Notifizierung nationaler 

Maßnahmen vor deren Erlass erweist sich 

als besser geeignetes Instrument für die 

Kommission, um Kenntnis von diesen 

Maßnahmen zu erlangen. Von den 

Mitgliedstaaten geplante Maßnahmen 

sollten daher der Kommission und den 

anderen Mitgliedstaaten mit einer 

entsprechenden Begründung einen Monat 

vor ihrem Erlass zu Informationszwecken 

zugeleitet werden. 

Verordnung zulässigen Maßnahmen der 

Mitgliedstaaten ferner nicht auf das 

Inverkehrbringen von GVO beziehen 

dürfen und damit die Bedingungen für das 

Inverkehrbringen von gemäß den 

bestehenden Rechtsvorschriften 

zugelassenen GVO an sich unverändert 

bleiben, ist das Notifizierungssystem 

gemäß der Richtlinie 98/34/EG nicht als 

der am besten geeignete Informationskanal 

für die Kommission anzusehen. Daher 

sollte abweichend die Richtlinie 98/34/EG 

nicht zur Anwendung kommen. Ein 

einfacheres System für die Notifizierung 

nationaler Maßnahmen vor deren Erlass 

erweist sich als besser geeignetes 

Instrument für die Kommission, um 

Kenntnis von diesen Maßnahmen zu 

erlangen. Von den Mitgliedstaaten geplante 

Maßnahmen sollten daher der Kommission 

und den anderen Mitgliedstaaten mit einer 

entsprechenden Begründung einen Monat 

vor ihrem Erlass zu Informationszwecken 

zugeleitet werden. 

 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 9 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9a) Um die Achtung der Wahlfreiheit 

und die umfassende Umsetzung des 

Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 

sicherzustellen, sollte die Kommission in 

Übereinstimmung mit den 

Schlussfolgerungen des Rates (Umwelt) 

vom 4. Dezember 2008 die angemessenen 

Kennzeichnungsschwellen für Saatgut, 

bei deren Überschreitung GVO-Spuren in 

herkömmlichem Saatgut ausgewiesen 

werden müssen, neu bewerten. Damit 

einhergehen sollten Vorschläge für 

harmonisierte Probennahme- und 
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Analysemethoden für diese Spuren und 

insbesondere die Festlegung einer 

Mindestleistungsgrenze für 

Nachweismethoden. 

 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer -1 (neu) 

Richtlinie 2001/18/EG 

Artikel 26a – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  (-1) Die Richtlinie 2001/18/EG wird wie 

folgt geändert: 

 Artikel 26a Absatz 1 erhält folgende 

Fassung: 

 „1. Die Mitgliedstaaten ergreifen die 

geeigneten Maßnahmen, um das 

unbeabsichtigte Vorhandensein von GVO 

in anderen Produkten zu verhindern.“ 

Begründung 

Die Mitgliedstaaten sollten verpflichtet werden, geeignete Maßnahmen zur Regelung der 

Koexistenz auf ihrem Hoheitsgebiet zu treffen, damit Wahlfreiheit besteht und 

grenzüberschreitende Schwierigkeiten aufgrund von Lücken in der Regelung der Koexistenz 

vermieden werden.  

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 1 

Richtlinie 2001/18/EG 

Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

In die Richtlinie 2001/18/EG wird mit 
Wirkung vom Datum des Inkrafttretens der 

vorliegenden Verordnung folgender 

Artikel eingefügt: 

(1) Mit Wirkung vom Datum des 

Inkrafttretens der vorliegenden Verordnung 

werden die folgenden Artikel eingefügt: 
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Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 1 

Richtlinie 2001/18/EG 

Artikel 26b – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten können Maßnahmen 

erlassen, um den Anbau aller oder 

bestimmter GVO, die gemäß Teil C der 

genannten Richtlinie oder der Verordnung 

(EG) Nr. 1829/2003 zugelassen wurden 

und die aus gemäß den einschlägigen EU-

Rechtsvorschriften über das 

Inverkehrbringen von Saatgut und 

Pflanzenvermehrungsmaterial auf den 

Markt gebrachten genetisch veränderten 

Sorten bestehen, auf ihrem Hoheitsgebiet 

oder in Teilen desselben zu beschränken 

oder zu untersagen, sofern 

Die Mitgliedstaaten können Maßnahmen 

erlassen, um den Anbau bestimmter GVO, 

einer Gruppe von nach Sorten 

festgelegten GVO oder aller GVO, die 

gemäß Teil C der genannten Richtlinie 

oder der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 

zugelassen wurden und die aus gemäß den 

einschlägigen EU-Rechtsvorschriften über 

das Inverkehrbringen von Saatgut und 

Pflanzenvermehrungsmaterial auf den 

Markt gebrachten genetisch veränderten 

Sorten bestehen, auf ihrem Hoheitsgebiet 

oder in Teilen desselben zu beschränken 

oder zu untersagen, sofern 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 1 

Richtlinie 2001/18/EG 

Artikel 26 b – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) sich diese Maßnahmen auf andere 

Gründe stützen als diejenigen, die auf der 

Bewertung der schädlichen 

Auswirkungen auf Gesundheit und 

Umwelt beruhen, die sich aus der 

absichtlichen Freisetzung oder dem 

Inverkehrbringen von GVO ergeben 

könnten; 

a) diese Maßnahmen  

 i) sich auf andere Gründe stützen als 

diejenigen, die sich aus der gemäß Teil C 

der Richtlinie 2001/18/EG 

durchgeführten harmonisierten 

wissenschaftlichen Bewertung der 

Gefahren für Gesundheit und Umwelt 
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ergeben, die mit der absichtlichen 

Freisetzung oder dem Inverkehrbringen 

von GVO einhergehen könnten, wobei der 

eindeutige Begriff des 

Risikomanagements, wie er in der 

Verordnung (EG) Nr. 178/2002 festgelegt 

ist, als Grundlage zur Rechtfertigung 

nationaler/regionaler restriktiver 

Maßnahmen herangezogen werden 

könnte; 

 ii) durch allgemeine politische Ziele 

begründet sein können wie etwa die 

folgenden:  

 – notwendige Erhaltung bestimmter Arten 

der Landwirtschaft wie biologischer 

Ackerbau oder Bewirtschaftungssysteme 

mit hohem Naturschutzwert sowie 

traditionelle Arten des Landbaus, 

 – Gründe im Zusammenhang mit dem 

Schutz der Vielfalt der 

landwirtschaftlichen Produktion, 

 – Schutz von GVO-freien Gebieten, sofern 

die geltenden Koexistenz-Maßnahmen 

keinen ausreichenden Schutz bieten, 

 – Undurchführbarkeit der Koexistenz 

aufgrund besonderer geografischer 

Gegebenheiten (z. B. kleine Inseln, 

Gebirge, Kleinstaaten), 

 – sozioökonomische Gründe wie etwa 

Schutz bestimmter Erzeugnisse der 

Berglandwirtschaft, Qualitätspolitik für 

Agrarerzeugnisse oder Gütezeichen,  

 – weiter gefasste umweltpolitische Ziele 

wie besondere Lebensräume, Ökosysteme, 

biologische Vielfalt und Bewahrung von 

Landschaftselementen,  

 – Raumordnung oder 

Flächennutzungsplanung, 

 – andere legitime Gründe des öffentlichen 

Interesses oder im Hinblick auf 

öffentliche Anliegen, die hinreichend 

gerechtfertigt, verhältnismäßig und 

nichtdiskriminierend sind. 
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Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 1 

Richtlinie 2001/18/EG 

Artikel 26b – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 aa) mit diesen Maßnahmen sichergestellt 

wird, dass die Wahlfreiheit für Landwirte 

und Verbraucher gebührend geachtet 

wird;  

Begründung  

Der Grundsatz der Wahlfreiheit für Landwirte und Verbraucher sollte gewahrt werden, da 

auf diese Weise sichergestellt ist, dass die Maßnahmen verhältnismäßig sind, die Interessen 

aller Wirtschaftsteilnehmer berücksichtigt werden und der Anbau von GVO in den Regionen 

diskutiert wird.  

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 1 

Richtlinie 2001/18/EG 

Artikel 26b – Absatz 1 – Buchstabe a b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ab) diese Maßnahmen zuvor Gegenstand 

einer Folgenabschätzung waren, in der 

ihre Notwendigkeit und 

Verhältnismäßigkeit nachgewiesen 

worden sind; 

Begründung 

 

Zur Untermauerung der Rechtswirksamkeit von Maßnahmen, die von den Mitgliedstaaten 

erlassen wurden, um den Anbau von GVO zu untersagen oder zu beschränken, muss zuvor 

eine Folgenabschätzung durchgeführt werden, in der die Notwendigkeit und 

Verhältnismäßigkeit der geplanten Maßnahmen nachgewiesen wird. Im Fall von 

Rechtsstreitigkeiten vor der WTO könnten die erlassenen Maßnahmen anhand dieser 

Folgenabschätzung leichter gerechtfertigt werden. 
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Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 1 

Richtlinie 2001/18/EG 

Artikel 26b – Absatz 1 – Buchstabe a c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ac) diese Maßnahmen zuvor Gegenstand 

einer mindestens dreißig Tage dauernden 

öffentlichen Konsultation waren; 

Begründung 

 

Vor dem Erlass von Maßnahmen, die sich möglicherweise auf mehrere Bereiche auswirken, 

müssen die Vertragsparteien Bemerkungen übermitteln können, damit die zuständigen Stellen 

in den Mitgliedstaaten fundierte Entscheidungen treffen können. 

 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 1 

Richtlinie 2001/18/EG 

Artikel 26b – Absatz 1 – Buchstabe a d (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  

 

ad) diese Maßnahmen mindestens zwölf 

Monate vor Beginn der Aussaat erlassen 

und allen Wirtschaftsteilnehmern, 

einschließlich der Landwirte, öffentlich 

zugänglich gemacht werden; 

 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 
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Artikel 1 – Nummer 1 

Richtlinie 2001/18/EG 

Artikel 26b – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) sie im Einklang mit den Verträgen 

stehen. 

b) diese Maßnahmen im Einklang mit den 

Verträgen, insbesondere mit dem 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, und 

den internationalen Verpflichtungen der 

Union stehen. 

 

 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 1 

Richtlinie 2001/18/EG 

Artikel 26b – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Kommission stellt fest, ob die 

Probenahme- und Analysemethoden für 

nicht zugelassene und in geringen 

Mengen im Saatgut enthaltene GVO 

harmonisiert werden müssen, und 

insbesondere, ob eine 

Mindestleistungsgrenze für die 

Nachweismethoden festgelegt werden 

muss. 

Begründung 

 

Aufgrund der fehlenden Harmonisierung wenden die Mitgliedstaaten unterschiedliche Regeln 

an, was unweigerlich dazu führt, dass Wettbewerbsverzerrungen auftreten und die 

Unternehmen die Vertriebswege entsprechend anpassen können. Weil sich in eingeführten 

Saatgutchargen trotz der Maßnahmen der Wirtschaftsteilnehmer häufig Spuren nicht 

zugelassener GVO finden, sollte das gleiche Verfahren vorgesehen werden, das die 

Kommission in Bezug auf Tierfutter vorgeschlagen hat. 
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Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Nummer 1 

Richtlinie 2001/18/EG 

Artikel 26b a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 26ba 

 Kennzeichnung „ohne GVO“ 

 Die Kommission schlägt harmonisierte 

Bedingungen vor, unter denen die 

Wirtschaftsteilnehmer Hinweise darauf 

anbringen dürfen, dass ein Erzeugnis 

keine GVO enthält. 

Begründung 

 

Gemäß den Leitlinien über die Koexistenz von Kulturen vom 13. Juli 2010 dürfen die 

Mitgliedstaaten Maßnahmen erlassen, damit sich das Vorhandensein von GVO unterhalb der 

gemeinschaftlichen Kennzeichnungsschwelle von 0,9 % nicht wirtschaftlich auswirkt. Damit 

der Wettbewerb nicht verzerrt wird, sollten die Bedingungen, unter denen die 

Wirtschaftsteilnehmer Hinweise darauf anbringen dürfen, dass ein Erzeugnis keine GVO 

enthält, auf Unionsebene harmonisiert werden. 
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